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Juhalt: Königreich Preußen: Erkenntniß des Königlichen Oberverwaltungsgerichts, die Fortdauer der Verpflichtung der Gutsherrſchaften in Schle⸗ 
fien zur Entrichtung von Beiträgen zum Lehrergehalt betreffend. Vom 29. November 1876. — Erkenntniß des Königlichen Oberverwaltungsgerichts, die Bei⸗ 
tragspflicht der Geiſtlichen — auch als Lokal⸗Schulinſpektoren — und der Schullehrer zur Unterhaltung der Sozietätsſchulen betreffend. Vom 17. Januar 1877. 
— Miniſterial⸗Erlaß, die Herftellung größerer Schulkörper, wie die Schulinſpektion bei Vereinigung von Konfeſſionsſchulen betreffend. Vom 5. Mai 1873. — 
Miniſterial⸗Erlaß, die Zahl der Lehrerſtellen an Volksſchulen im Verhältniß zur Schülerzahl betreffend. Vom 5. Mai 1873. — Miniſterigl⸗Erlaß, die Zu⸗ 
ſtändigkeit für den Erlaß von Baureſoluten im Geltungsbereiche des Geſetzes vom 26. Juli 1876 betreffend. Vom 15. Januar 1877. — Miniſterial⸗Erlaß, 
die Maturitätsprüfung im Hebräiſchen in der Provinz Schleswig⸗Holſtein betreffend. Vom 19. Februar 1877. — Miniſterial⸗Exlaß, die Zulaſſung der Semi⸗ 
narlehrer zur Rektoratsprüfung unter Dispenſation von der Mittelſchullehrer⸗Prüfung und die Beſchränkung der erſteren Prüfung auf ein beſtimmtes Amt betreffend. 
Vom 21. Februar 1877. — Miniſterial⸗Erlaß, die Abhaltung des Kolloquiums mit einem zum Gymnaſial⸗Direktor auserſehenen Lehrer durch das Provinzial 
Schulkollegium der betreffenden Provinz betreffend. Vom 17. Februar 1877. — Anzeigen. — 


Königreich Preußen. ſowie nach den Beſtimmungen des Allgemeinen Land⸗ 

Erkenntniß des Königlichen Oberverwaltungsgerichts, die Fort⸗ rechts den Gutsherrſchaften auferlegten oder auf Grund 
dauer der Verpflichtung der Gutsherrſchaften in Schleſien zur dieſer geſetzlichen Beſtimmungen von den Königlichen 
Entrichtung von Beiträgen zum Lehrergehalt betreffend. Berwaltungsbehörden feſtgeſetzten Beiträge zur Unterhal⸗ 


Vom 29. November 1876. 
Im Namen des Königs. 
In der Verwaltungsſtreitſache 
des Fürſten v. P., Klägers und Reviſionsklägers, 
wider 
die Schulſozietäß g. —K., Beklagte und Reviſionsbeklagte, 
hat das Königliche Ober-Verwaltungs⸗Gericht in feiner Sitzung 


tung der an der katholiſchen Volksſchule in Z., Kreis 
P., fungirenden Lehrer zu leiſten, die beklagte Schulge— 
meinde vielmehr ſchuldig, anzuerkennen, daß ihm — 
dem Fürſten P. — eine Verpflichtung zur antheilweiſen 
Unterhaltung der an der genannten Schule fungirenden 
Lehrkräfte nicht obliegt. 


Die beklagte Schulſozietät bat um Abweiſung, wurde je- 
vom 29. Nov 9 9, 1 
Robember 1806, . doch durch Erkenntniß des Kreisausſchuſſes des Kreiſes P. vom 
an welcher ꝛc. ꝛc. Theil genommen haben, D ber 1875 8 
für Recht erkannt, 4. zem er 1875 nach dem Klageantrage verurtheilt. N 
daß auf die Nevifion des Klägers das Erkenntniß des Die beklagte Schulgemeinde legte gegen dieſe Entſcheidung 


Königlichen Bezirksverwaltungsgerichts zu Oppeln vom Berufung ein und das Königliche Bezirksverwaltungsgericht zu 
29. Mai 1876 mit der Maßgabe, Ber Werth des Oppeln erkannte darauf, nachdem es feſtgeſtellt hatte, daß der 
Streitgegenſtandes auf 7000 Mark feſtzuſetzen, zu beſtä⸗ Fürſt P. am 25. November 1872 das Vokationsrecht für die 
tigen, dem Reviſionskläger auch die Koſten des Revi. Schulſtelle in Z. ausgeübt und die Verpflichtung zur antheili⸗ 


ſionsverfahrens zur Laſt zu legen. gen Tragung des Gehaltes und der Emolumente in dem Re⸗ 
Von Rechts Wegen. venüen⸗Verzeichniſſe von demſelben Tage anerkannt hat, un: 
Gründe: term 29, Mai 1876 dahin: 

Die Gemeinden Z. und K. bilden einen Schulverband. daß die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes des Kreiſes 
Zu den Emolumenten des katholiſchen Lehrers im Schulorte 8. P. vom 4. Dezember 1875 aufzuheben, Kläger mit ſei⸗ 
hat der Fürſt v. P. bisher den im §. 19 des Schul⸗Reglements ner Beſchwerde und ſeinem Antrage vom 11. Oktober 
vom 18. Mai 1801 „der Herrſchaft“ zur Laſt gelegten Antheil v. J. abzuweiſen und gehalten, die Koſten und baaren 
beigetragen. Er hält ſich hierzu nach Inkrafttreten der Kreis⸗ Auslagen des Verfahrens beider Inſtanzen, ſowie die 
ordnung nicht ferner verpflichtet, indem er annimmt, daß durch erforderlichen baaren Auslagen der obſieglichen Partei 
die 88. 23, 46 ff. 135 IX. derſelben der letzte Reſt der guts⸗ zu tragen, und daß der Werth des Streitobjektes auf 

herrlichen Gewalt beſeitigt und damit der geſetzlich nicht defi- 3500 Mark feſtzuſetzen. 
nirte Begriff „Gutsherrſchaft“ zu beſtehen aufgehört habe. Er Der Berufungsrichter begründet ſeine Entſcheidung folgen⸗ 

verweigerte in Folge deſſen die gutsherrlichen Leiſtungen, wurde dermaßen: 

aber zur Fortgewährung derſelben von den Verwaltungsbehör⸗ Zutreffend iſt allerdings, daß der Begriff: „Gutsherr⸗ 
den angehalten. Er rief nunmehr unterm 11. Oktober 1875 in ſchaft“ geſetzlich nicht definirt iſt; Gutsherrſchaft und 


Gemäßheit des $. 135 X. Nr. 1 der Kreisordnung die Entſchei⸗ 


Gutsherrlichkeit iſt aber nicht ſowohl ein Rechts-Inſti⸗ 
dung des Kreisausſchuſſes an und beantragte, gegen die Schul 


tut, wie Kläger behauptet, als vielmehr ein hiſtoriſch 


ſozietät Z. —K. klagend, unter Vorbehalt des ordentlichen Rechts⸗ gewordenes theils ſtaatsrechtliches, theils privatrechtli— 

weges dahin zu erkenne: ches Verhältniß des landſäſſigen Adels zu ſeinen Hin⸗ 
daß er nicht verpflichtet, die nach Inhalt der Schleſi⸗ terſaſſen, ein im Laufe der Jahrhunderte ſtattgehabter 
ſchen Provinzial⸗Geſetzgebung, namentlich der Schul⸗Re⸗ Uebergang landesherrlicher Hoheitsrechte auf 


glements vom 3. November 1765 und 18. Mai 1801, die Beſitzer der Herrſchaften (immunitates), reſpektive 


en 
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eine obrigkeitliche, — in der Regel mit dem Beſitze 
eines Ritter- oder Dominialgutes verbundene Gewalt 
gegen die Territorial-Einſaſſen, welche ſich in den ver⸗ 
ſchiedenen Sphären des öffentlichen Lebens manifeſtirte, 
bezüglich der Schule in Schleſien und der Grafſchaft 


Glatz in dem Rechte des Gutsherrn: den Lehrer zu voziren | 


und in der korreſpondirenden Pflicht zum Unterhalte des 
Lehrers beizutragen, wie dies durch das Provinzial-Ge⸗ 
ſetz reſp. ſchließlich durch das Reglement für die niederen 
katholiſchen Schulen vom 18. Mai 1801 feſtgeſtellt worden. 

Die Deduktion des Klägers geht nun dahin, daß 
die Gutsherrſchaften ſucceſſive aller einzelnen At- 
tribute entkleidet worden, daß die Rechtsinſtitution 
der Gutsherrſchaft mithin vollſtändig untergegan⸗ 
gen, und daß gegen eine gar nicht mehr exiſtirende 
Perſönlichkeit ein Anſpruch weder rechtlich noch faktiſch 
erhoben werden könne. 

Es ſind nun zwar die gutsherrlich obrigkeitlichen 
Gewalten — abgeſehen von den privatrechtlichen Ver— 
hältniſſen z. B. dem Eigenthumsrechte der Gutsherrſchaft 
an der Dorfaue — mit einer einzigen Ausnahme ſeit 
1807 allmählich in Wegfall gekommen, die Stellung des 
Gutsherrn zur Schule iſt aber durch die neuere Geſetz— 
gebung unberührt gelaſſen. Bezüglich der einſchlagen— 
den Geſetzgebung bis zur Emanation der Kreisordnung 
vom 13. Dezember 1872 iſt dies durch die Entſcheidung 
des Königlichen Ober-Tribunals vom 4. Januar 1865 
(Striethorſt's Archiv für Rechtsfälle Band 58 Seite 44 
sub b) feſtgeſtellt und bleibt demnach nur noch zu er⸗ 
örtern, ob durch die Beſtimmungen der Kreisordnung 
etwa die gutsherrlichen Rechte und Pflichten in Anſe⸗ 
hung der Schule aufgehoben worden? 

Dieſe Frage muß zweifellos verneint werden, da 
nur noch lediglich die Polizeigewalt der Gutsherren 
durch die Kreisordnung reſp. durch $. 46 aufgehoben 
worden, welcher dahin lautet: „die Polizei wird im Na⸗ 
men des Königs ausgeübt; die gutsherrliche Polizeige— 
walt iſt aufgehoben.“ Ueber die Aufhebung der Rechte 
und Pflichten des Gutsherrn gegen die Schule enthält 
die Kreisordnung ebenſowenig eine Beſtimmung als 
die voraufgehenden Geſetze und iſt mithin die klägeriſche 
und mit ihr die erſtrichterliche Deduktion eine hinfällige. 
Es überſieht aber auch Kläger und mit ihm der erſte 
Richter, daß der Klageantrag etwas geſetzlich Unzuläſ⸗ 
ſiges und Unſtatthaftes intendirt, nämlich von den Ver— 


waltungs⸗Juſtizbehörden eine Entſcheidung zu erlangen, 


wonach das von der Staatsregierung als giltiges Pro— 
vinzialgeſetz für Schleſien gehandhabte Schulreglement 
vom 18. Mai 1801 außer Anwendung erklärt und ges 
ſetzt werden ſoll, wenigſtens bezüglich der den Gutsherr— 
ſchaften darnach obliegenden Schullaſten, daß aber vor- 
handene Geſetze — (und daß ein ſolches das ge— 
dachte Schulreglement iſt, iſt nicht beſtritten) — ſo 
lange in Kraft bleiben, bis ſie vom Geſetzgeber 
ausdrücklich außer Wirkſamkeit geſetzt ſind 
und durch Präjudikate ac. nicht aufgehoben 
werden können, wie ſolches die §. 59 bis 61 der 
Einleitung zum Allgemeinen Landrechte klar und un: 
zweifelhaft beſtimmen. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat Kläger friſtzeitig Reviſion 

eingelegt und beantragt: 


unter Vernichtung des Erkenntniſſes des Königlichen 
Verwaltungsgerichts zu Oppeln vom 29. Mai 1876 
das Erkenntniß des Kreis-Ausſchuſſes des Kreiſes P. 
vom 4. Dezember 1875 wieder herzuſtellen und die Ko— 
ſten und baaren Auslagen der erſten und dritten In⸗ 
ſtanz der beklagten Schulgemeinde, der zweiten Inſtanz 
dem Kläger aufzuerlegen. 

Der Reviſionskläger bemängelt, daß das Erkenntniß des 
Berufungsrichters den Parteien nicht durch Vermittelung des 
Kreisausſchuſſes behändigt worden ſei und wirft dem Vorder— 
richter Verletzung des §. 13 des Schulreglements vom 3. No⸗ 
vember 1765, des §. 33 des Schulreglements vom 18. Mai 
1801, des §. 125 Titel 7 Theil II. Allgemeinen Landrechts, 
der 88. 1 und 3 des Publikations-Patents vom 5. Februar 
1794, der SS. 59, 60 Einleitung des $. 22 Titel 12 Theil II. 
Allgemeinen Landrechts, der §§. 27, 28 Titel 13 Theil 1 der 
Allgemeinen Gerichtsordnung vor, weil er angenommen habe, 
das Lehrer-Berufungsrecht ſtehe in Schleſien den Gutsherr— 
ſchaften zu und ſei ein Korrelat der Pflicht zur antheilweiſen 
Unterhaltung des Lehrers, während auch in Schleſien das Be: 
rufungsrecht der Gerichtsobrigkeit gebühre, und der Verpflich— 
tungsgrund der Herrſchaften zur antheilweiſen Unterhaltung des 
Lehrers „die obrigkeitliche Gewalt der Gutsherren über ihre 
Unterthanen“ geweſen ſei. Dieſe gutsherrliche Gewalt habe 
ſich bis zum Erlaſſe der Kreisordnung in der Polizeigewalt, 
dem Ernennungsrechte der Schulzen und Schöppen, dem Rechte 
der Beaufſichtigung der Vermögens-Verwaltung der Gemein⸗ 
den geäußert. Mit Beſeitigung dieſer Rechte durch $$. 23, 46, 
135, IX. der Kreisordnung habe die „Gutsherrſchaft“ aufge⸗ 
hört, eine Perſon zu fein. Daß ſein Klageantrag darauf hin⸗ 
ziele, die angezogenen Geſetze außer Anwendung zu ſetzen, bes 
ſtreitet er; er wolle nur anerkannt wiſſen, daß die darin „Guts⸗ 
herrſchaften“ benannten Perſonen nicht mehr beſtänden. In⸗ 
dem der Vorderrichter dies auf dem Gebiete des Schulrechtes 
nicht annehme, verletze er $. 108 Einleitung und . 2 Titel 16 
Theil I. Allgemeinen Landrechts. 

In Betreff des Koſtenpunktes will Kläger dem $. 72 des 
Geſetzes vom 3. Juli 1875 die Auslegung gegeben wiſſen, daß 
die Koſten der Inſtanz von demjenigen zu tragen ſeien, wel⸗ 
cher in der Inſtanz unterliege. 

Die beklagte Schulgemeinde fucht in ihrer Gegenerklärung 
dieſe Ausführungen zu widerlegen, bemerkt, der durch das 
Edikt vom 9. Oktober 1807 aufgehobene 8. 125 Titel 7 Theil 
II. Allgemeinen Landrechts könne nicht mehr verletzt werden 
und bittet um Beſtätigung der angefochtenen Entſcheidung. 

Bei der mündlichen Verhandlung iſt von dem klägeriſchen 


Vertreter noch ausgeführt worden, daß die gutsherrlichen Lei⸗ 


ſtungen für den Lehrer als objektiv-perſönliche Forderungsrechte, 
nicht als Reallaſten anzuſehen ſeien, wie ſchon daraus hervor: 
gehe, daß der §. 6 des Geſetzes vom 2. März 1850 (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 77) ausdrücklich die Schulbaupflicht, inſoweit 
fie nicht Gegenleiftung einer ablösbaren Reallaſt, von der Ab⸗ 
lösbarkeit ausſchließe, der Abgaben und Leiſtungen für den Leh⸗ 
rer aber nicht erwähne, daß es Gutsherrſchaften, Unterthanen, 
Stellenbeſitzer, Einlieger, welche das Reglement vom 18. Mai 
1801 nenne, nicht mehr gäbe, daß es ſelbſt Schulen im Sinne 
jenes Reglements „Schulen für den gemeinen Landmann“ nicht 
mehr gäbe, vielmehr nur „Volksſchulen“ — von gleicher Ein⸗ 
richtung in den Dörfern und in den Städten — beſtänden, 
daß auf die Volksſchulen die Beſtimmungen des Reglements 
überall unanwendbar ſeien, thatſächlich auch die Gemeindelei⸗ 


349 Preußen: Entrichtung v. Beiträgen zum Lehrergehalt. B.29.Novbr. 1876. 


Preußen: Entrichtung v. Beiträgen zum Lehrergehalt. V. 29. Novbr. 1876. 350 


ſtungen nicht mehr von den Stellenbeſitzern ꝛc., ſondern von 
den Hausvätern nach Maßgabe der landrechtlichen Vorſchriften 
aufgebracht würden. 

Schließlich iſt von ihm noch bemerkt worden, daß, wenn 
das Auenrecht nicht als dominium reservatum, ſondern als 
Ausfluß der Gutsherrlichkeit anzuſehen ſei, auch dies Recht mit 
der Gutsherrlichkeit gefallen ſei, und daß „Gutsherrlichkeit“ 
„Herrſchaft“ nach ſchleſiſchem Rechte nichts anderes ſei, als die 
Vogtei der freien Landſaſſen über ihre Hinterſaſſen, welche nicht 
mehr beſtehe. 

Es war, wie geſchehen, zu erkennen. 

Es kann zunächſt dem Reviſionskläger nicht darin beige⸗ 
pflichtet werden, daß die jetzt in Schleſien auf dem platten 
Lande beſtehenden Schulen andere ſeien, als die, von denen 
das Reglement vom 18. Mai 1801 ſpricht. Im Eingange des 
letzteren heißt es wörtlich: 

Unter den niederen Schulen, für welche Wir hier be⸗ 
ſondere Vorſchriften ertheilen, verſtehen Wir ſolche Unter⸗ 
richts-Anſtalten in den Städten und auf dem platten 
Lande, die ganz eigentlich zur Bildung für den Bür⸗ 
ger und den gemeinen Landmann beſtimmt ſind und 


wo ihm die Kenntniſſe, deren er in ſeinem Wir⸗ 


kungskreiſe und zur Betreibung feines Gewer- 
bes bedarf, beigebracht werden. 

Ihnen ſetzt das Reglement ausdrücklich die Schulen ent⸗ 
gegen, „worin todte Sprachen ꝛc. gelehrt werden.“ 

Daß nach dieſen Begriffs-Beſtimmungen die jetzt auf dem 
platten Lande in Schleſien beſtehenden Schulen „niedere Schu⸗ 
len“, für welche das Reglement gegeben iſt, ſind, erſcheint ſo⸗ 
mit unzweifelhaft. Auch ift nicht abzuſehen, wie Kläger zu der 
Behauptung kommt, daß es Stellen beſitzer, Einlieger nicht mehr 
gäbe, und daß die den letzteren nach dem Reglement obliegen⸗ 
den Leiſtungen jetzt von den Hausvätern nach landrechtlichen 
Beſtimmungen aufgebracht würden. Stellenbeſitzer und Einlie⸗ 
ger giebt es noch heute in den Dörfern und es iſt notoriſch, 
daß bei den meiſten katholiſchen Dorſſchulen in Schleſien der 
Vertheilungsmaßſtab des §. 19 b. 6. d. des Reglements be⸗ 
ſteht. Wird davon bei einigen Schulen abgewichen, ſo ge⸗ 
ſchieht dies auf Grund einer freien Vereinbarung der Intereſ⸗ 
ſenten, aus welcher der Herrſchaft im Allgemeinen weder Rechte 
noch Pflichten erwachſen. Wenn der Kläger mit feiner desfall⸗ 
ſigen — nur ſehr beſchränkt richtigen — Behauptung nur hat 
darthun wollen, daß die Beſtimmungen des Reglements viel⸗ 
fach zu Härten und Unbilligkeiten führen, auf die gegenwärti⸗ 
gen Zeitverhältniſſe, wo Handel, Gewerbe und Induſtrie auch 
f anzutreffen ſind, nicht mehr paſſen und deshalb 
ſelbſt von den Gemeinden vielfach durch freie Vereinbarungen 
erjegt ſeien, ſo mag das richtig ſein. Aber derartige Verhält⸗ 
niſſe ermächtigen den Richter nicht, ein Geſetz als „antiquirt“ 
für beſeitigt zu erachten. Der Richter muß es anwenden, fo 
lange = vom Geſetzgeber nicht ausdrücklich aufgehoben iſt (88: 
59 ff. Einleitung Allgemeinen Landrechts). Es kann daher bei 
der Entſcheidung nur von der Annahme ausgegangen werden, 
daß die hier in Rede ſtehende Schule eine niedere Schule im 
Sinne des Reglements vom 18. Mai 1801 iſt, und daß das 
letztere noch heute Geſetzeskraft hat. 


. Der g. 19 deſſelben legt die hier streitigen Leiſtungen der 
Herrſchaft auf. Kläger hält jedoch die Bene für beſei⸗ 
tigt, weil die Herrſchaft des Charakters der Obrigkeit, der Vog⸗ 
tei, entkleidet und damit auch die aus ihr entſprungene Ver⸗ 
pflichtung des §. 19 in Wegfall gekommen ſei, und event. weil 


mit der Einführung der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 


jedenfalls die Gutsherrſchaften zu beſtehen aufgehört hätten. 
Wäre das eine oder das andere richtig, ſo würde allerdings 
eine Heranziehung des Klägers zu den ſtreitigen Leiſtungen 
nicht erfolgen können. Seine hierauf bezüglichen Ausführun⸗ 
gen können jedoch für zutreffend nicht erachtet werden. 

Es iſt zwar dem Kläger darin beizupflichten, daß die Be: 
ſtimmungen des Reglements vom 3. November 1765 und 18. 
Mai 1801 wegen der Beitragspflicht der Gutsherrſchaften zu 
dem Lehrergehalte die Erbunterthänigkeit, die Vogtei zur Vor⸗ 
ausſetzung hatten, und daß dieſe Vorausſetzung nicht mehr zu: 
trifft, nachdem die Erbunterthänigkeit durch das Edikt vom 9. 
Oktober 1807 und die gutsherrliche Polizeigewalt durch die 
Kreisordnung aufgehoben ſind. Allein der Kläger irrt, wenn 
er annimmt, daß die dispoſitiven Beſtimmungen eines Geſetzes 
ungültig würden, wenn die Vorausſetzungen des Geſetzgebers 
hinfällig geworden. Welcher Beweggrund den Geſetzgeber ge— 
leitet hat, iſt für den Richter bedeutungslos. Er hat nach Preu: 
ßiſchem Rechte die Geſetze anzuwenden, bis ſie vom Geſetzgeber 
ausdrücklich aufgehoben werden (88. 59 und 60 der Einleitung 
zum Allgemeinen Landrechte). Eine Aufhebung der in Rede 
ſtehenden beiden Geſetze iſt bisher nicht erfolgt. Die Gutsherr⸗ 
ſchaften Schleſiens haben daher auch ferner ihre auf Geſetz be- 
ruhenden Beiträge zum Lehrergehalte zu entrichten. Kläger be- 
hauptet nun zwar ferner, Gutsherrſchaften gäbe es nicht mehr, 
ſie hätten mit dem Inkrafttreten der Kreisordnung zu beſtehen 
aufgehört. Wäre dies richtig, ſo fehlte es allerdings an einem 
verpflichteten Subjekte. Allein die klägeriſche Behauptung wird 
durch den Inhalt der Kreisordnung nicht beſtätigt. Die Kreis⸗ 
ordnung hat die Inſtitution der Gutsherrſchaften nicht ſowohl 
aufgehoben, als vielmehr deren Stellung in kommunalrechtlicher 
Beziehung im Weſentlichen aufrecht erhalten und bei der Dr- 
ganiſation der Amtsverbände und Kreiſe berückſichtigt. 

Allerdings gilt dies zunächſt nur bezüglich der Gutsbezirke. 
Für dieſe überweiſt der §. 31 der Kreisordnung die Pflichten 
und Leiſtungen, welche den Gemeinden für den Bereich ihres 
Gemeindebezirks im öffentlichen Intereſſe obliegen, ſowie die 
ortsobrigkeitlichen und ortspolizeilichen Funktionen der Gemein⸗ 
devorſteher dem „Beſitzer des Gutes.“ In dieſer ſeiner öffent⸗ 
lich rechtlichen Stellung iſt der Letztere der Gutsherr im Sinne 
der bisherigen Kommunal-Geſetzgebung und des bisherigen 
Rechts der Gutsbezirke und lediglich dieſe Geſetzgebung und 
dieſes Recht ſind auch noch jetzt für die Frage maßgebend, wer 
in einem Gutsbezirke der „Beſitzer des Gutes“, das heißt der 
Träger jener gutsherrlichen Rechte und Pflichten iſt. In wei⸗ 
tergehendem Maße hat die Kreisordnung die öffentlich rechtli— 
chen Beziehungen, welche in ihrem Geltungsbereiche zwiſchen 
Gutsherrſchaften und Landgemeinden beſtanden, alterirt. In⸗ 
dem die Erſteren aufgehört haben, die Ortspolizeiobrigkeit der 
letzteren zu ſein, ſind zugleich die mit dieſer verbunden geweſe— 
nen Funktionen der Aufſicht in den kommunalen Angelegenhei⸗ 
ten der Gemeinden, ſoweit ſie überhaupt noch zu üben ſind, 
auf die Kreisausſchüſſe übertragen. 

Gleichwohl ſind aber auch außerhalb des Gebietes der 
Gutsbezirke die Gutsherrſchaften als ſolche nicht aufgehoben. 
Die Rechtsſphäre derſelben erſtreckt ſich über jene von der Kreis⸗ 
ordnung berührten Gebiete hinaus, wie namentlich auf die 
Rechtsverhältniſſe der Schulen und Schulgemeinden. So lange 
daher die Geſetzgebung der Gutsherrſchaften nicht ausdrücklich, 
oder dadurch, daß ſie ſämmtliche gutsherrlichen Rechte und 
Pflichten anderen Organen überträgt, aufhebt, bleiben dieſelben 
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beſtehen. Demgemäß ſpricht daher auch der Geſetzgeber ſowohl 
in der Kreisordnung ($. 28), als auch in dem ſpäteren ergän- 
zenden Geſetze vom 26. Juli d. J. (Geſetz-Sammlung S. 297) 
F. 48 von den Rechtsverhältniſſen zwiſchen den Gutsher— 
ren, nicht den früheren Gutsherren oder deren Rechtsnachfol⸗ 
gern und den Gemeinden. 

Mit Recht nimmt hiernach der Vorderrichter die Gutsherr— 
ſchaften als noch beſtehend und die Gutsherrlichkeit des Klä— 
gers hinſichtlich der Schule in Z. durch die Kreisordnung, für 
nicht aufgehoben an. Wenn er hierauf die Abweiſung des 
Klägers ſtützt, ſo rechtfertigt dieſer Grund allein das angegrif⸗ 
fene Erkenntniß. 

Allerdings ſucht der zweite Richter auch aus dem Lehrer: 
berufungsrechte des Klägers für die Schulſtelle in Z. die Ver⸗ 
pflichtung deſſelben, zum Unterhalte des Lehrers beizutragen, 
herzuleiten, wogegen der Reviſionskläger ausführt, daß weder 
das Landrecht noch die ſchleſiſchen Provinzialgeſetze die Ver⸗ 
pflichtung zum antheiligen Unterhalte als ein Korrelat des Be: 
rufungsrechtes hinſtellen. Allein ein näheres Eingehen auf dieſe 
Ausführungen iſt nicht erforderlich, da, wie oben gezeigt, die 
Feſtſtellung der Eigenſchaft des Klägers als Gutsherr für die 
Rechtfertigung der Entſcheidung genügt. Es bedarf daher auch 
keiner Erörterung der Frage, wem nach ſchleſiſchem Provinzial— 
rechte das Lehrerberufungsrecht zuſtehe. 

Ob die gutsherrlichen Leiſtungen als objektiv-perſönliche 


Forderungsrechte, wie Kläger ſie bezeichnet, oder als Reallaſten 


zu behandeln ſind, kann dahingeſtellt bleiben, da die beklagte 
Schulgemeinde die in Rede ſtehenden Leiſtungen nicht als Real⸗ 
laſten in Anſpruch genommen und der Kläger in jedem Falle 
für die Leiſtungen aufzukommen hat. Bemerkt mag nur wer⸗ 


den, daß aus der Nichterwähnung der Leiſtungen für den Un⸗ 


terhalt des Lehrers in Abſatz 2 §. 6 des Geſetzes vom 2. März 
1850 (Geſetz-Samml. S. 77) weder für die eine, noch die an⸗ 
dere Anſicht etwas zu folgern iſt, weil das Geſetz vom 2. März 
1850 beabſichtigte, die aus dem Schulverbande entſpringenden 
Abgaben und Leiſtungen, welche auf Grundſtücken hafteten, zur 
Ablöſung zu bringen und nur für die Baupflicht eine Aus⸗ 
nahme nothwendig hielt. Ein Anhalt für die Entſcheidung der 
Frage, ob die den Gutsherren in Schleſien obliegenden Leiſtun⸗ 
gen für den Lehrer perſönlicher oder dinglicher Natur ſeien, iſt 
daher in obiger Geſetzesſtelle nicht zu finden. 

(Stenographiſche Berichte ꝛe. der zweiten Kammer 1849 
Band J. Seite 83.) 

Dem Reviſionskläger kann auch ſchließlich nicht darin bei: 
getreten werden, daß der §. 72 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 
von den Koſten der Inſtanz ſpreche. Derſelbe behandelt die 
Koſten des Verfahrens überhaupt und unter „unterliegendem 


Theile“ kann nur derjenige verſtanden werden, welcher endgil-⸗ 


tig unterliegt. Dem Kläger find daher mit Recht auch die Ko- 
ſten der erſten Inſtanz auferlegt worden. Die ſtreitigen Lei⸗ 
ſtungen waren aber, da ſie von unbeſchränkter Dauer ſind, nicht 
mit dem 12½ fachen, ſondern mit dem 25fachen Betrage zu 
kapitaliſiren, um den Werth des Streitgegenſtandes zu finden. 
Der letztere mußte demnach nicht, wie vom Vorderrichter auf 
3500 Mark, ſondern auf 7000 Mark feſtgeſetzt werden. 
Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Oberverwal⸗ 
tungsgerichts und der verordneten Unterſchrift. 
(L. 8.) Perſius. 
O. V. G. Nr. 1065. 


Erkenntuiß des Königlichen Oberverwaltungsgerichts, die Bei⸗ 
tragspflicht der Geiſtlichen — auch als Lokal - Schulinfpektoren 
— und der Schullehrer zur Unterhaltung der Sozietätsſchulen 
betreffend. Vom 17. Jauuar 1877. 
Im Namen des Königs. 
In der Verwaltungsſtreitſache 
des Predigers und Lokal-Schulinſpektors N. und des 
Lehrers W. zu St., Kläger und Reviſionskläger, 
wider 

die Schulgemeinde St., Beklagte und Reviſionsbeklagte, 
hat das Königliche Oberverwaltungsgericht in ſeiner Sitzung 
vom 17. Januar 1877, 

an welcher ꝛc. ꝛc. Theil genommen haben, 
für Recht erkannt, 

daß auf die Reviſion der Kläger die Entſcheidung des 

Königlichen Bezirksverwaltungsgerichts zu Potsdam vom 

30. September 1876 zu beſtätigen, den Klägern auch die 

Koſten des Reviſionsverfahrens, unter Feſtſetzung des 

Werthes des Streitgegenſtandes auf 10 Mark, zur Laſt 

zu legen. 

Von Rechts Wegen. 

Gründe: 

Der Prediger und Lokal⸗Schulinſpektor N. und der Lehrer 
W. zu St. ſind von der dortigen Schulgemeinde zu denjenigen 
nach Verhältniß der Staatsſteuern zu entrichtenden Hausväter⸗ 
beiträgen herangezogen worden, deren Aufbringung zur Auf⸗ 
beſſerung des Lehrergehaltes, zur Fixirung des Schulholzgeldes 
und zur Beſoldung der Lehrerin in weiblichen Handarbeiten 
erforderlich geworden war. 

Unter Berufung auf das Geſetz vom 11. Juli 1822 und 
einen Miniſterial⸗Erlaß vom 25. November 1867, wonach Geiſt⸗ 
liche und Elementarlehrer hinſichtlich ihrer Beſoldungen und 
Emolumente von allen direkten Kommunalauflagen vollſtändig 
freizulaſſen ſeien, erhoben fie Klage bei dem Kreisausſchuſſe des 


Oſthavelländiſchen Kreiſes mit dem Antrage, 


ſie in ihren alten beſtehenden und verbrieften Rechten zu 

ſchützen und die Gemeinde mit ihren Forderungen ab- 

zuweiſen. 
Dieſem Antrage wurde jedoch von dem Kreisausſchuſſe nicht 
entſprochen, die Klage vielmehr mittelſt Beſcheides vom 28. 
April 1876 unter Bezugnahme auf 8.29 Titel 12 Theil II. 
Allgemeinen Landrechts und das Erkenntniß des Gerichtshofes 
zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte vom 13. März 1869 
als unbegründet zurückgewieſen. f 

Auf eingelegte Berufung beſtätigte das Königliche Bezirks⸗ 
verwaltungsgericht zu Potsdam mittelſt Erkenntniſſes vom 30. 
September 1876 den Beſcheid des Kreisausſchuſſes aufs folgen: 
den Gründen: 

Nach den Entſcheidungen des Königlichen Ober-Tribunals 
vom 20. Juni 1853 (Entſcheidungen Band 25, Seite 301) und 
vom 8. Oktober 1866 (Striethorſt's Archiv, Band 65, Seite 
49) ſeien die zur Unterhaltung einer Elementarſchule von der 
Schulgemeinde ausgeſchriebenen Beiträge nicht als Kommunal- 
abgaben, ſondern als Sozietätsbeiträge, zu denen jedes Sozie⸗ 
tätsmitglied verpflichtet ſei, anzuſehen. Sie gehörten auch nicht 
zu den perſönlichen Laſten und Pflichten des gemeinen Bürgers, 
von denen die Geiſtlichen nach §. 96 Allgemeinen Landrechts 
II. 11 befreit ſeien und es ſei deshalb das Geſetz vom 11. Juli 
1822, §. 10 auf dieſe Beiträge nicht anwendbar. Die Nejkripte 
des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten, auf welche ſich 
die Berufungskläger beriefen, ſtützten ſich auch nicht auf dieſe 
Geſetze, ſondern führten aus: 


* 
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„Der Schullehrer könne, da er, vermöge ſeiner amtli⸗ 
chen Stellung an der Schulanſtalt, der Korporation der 
zur Schule gewieſenen Hausväter gegenüber ſtehe, nicht 
als ein zur Schule gewieſener Hausvater betrachtet und 
in dieſer Eigenſchaft nicht zu Schulbeiträgen herange⸗ 
zogen werden. 

In einem weſentlich gleichartigen Verhältniſſe zur 
Schulſozietät ſtehe der Ortspfarrer als Lokal: Schulin- 
ſpektor, und die Momente, welche in einem früheren 
Reſkripte (vom 16. Januar 1850) zur Begründung der 
dort angeordneten Freilaſſung der Pfarrer von Kirchen⸗ 
und Pfarrabgaben angeführt ſeien, fänden analoge An⸗ 
wendung auf die Stellung des Pfarrers zu der ſeiner 
Aufſicht untergebenen Schulgemeinde.“ 

Reſkript vom 18. Auguſt 1865, vom 18. April 1856 
und vom 21. September 1861, in Stiehl, Zentral⸗ 
blatt von 1865, Seite 621—624, und Reſkript vom 
9. Dezember 1867. 

Allein dieſen Ausführungen könne, wenn auch die Freilaſ⸗ 
ſung der Berufungskläger von Schulbeiträgen in der Billigkeit 
liegen möge, nicht beigepflichtet werden. 

Mit demſelben Rechte würden die Beamten einer Kommune 
als von Kommunalabgaben frei anzuſehen ſein, was doch nicht 
der Fall ſei, wenn das Geſetz es nicht ausdrücklich vorſchreibe. 

Zu den Hausvätern einer Schulſozietät gehörten ausnahms⸗ 
los alle ſelbſtſtändigen Einwohner innerhalb des Schulbezirkes, 
wenn ſie auch Beamte oder Aufſeher der Schulanſtalt ſeien. 

Sie müßten daher auch ihrerſeits zu den Laſten der So— 
zietät beitragen. 

Gegen dieſe Entſcheidung haben die Kläger friſtzeitig das 
Rechtsmittel der Reviſion eingelegt, und, wie folgt, gerecht⸗ 
fertigt. 

Die Annahme des Vorderrichters, daß die zur Unterhal— 
tung einer Elementarſchule von der Schulgemeinde ausgeſchrie⸗ 
benen Beiträge nicht als Kommunalabgaben, ſondern als Schul: 
ſozietätsbeiträge anzuſehen ſeien, welche jedes Sozietätsmitglied 
zu entrichten habe, führe in ihren Konſequenzen zur offenbaren 
Ungerechtigkeit. Denn da er, der Kläger N., nicht nur Predi⸗ 
ger von St., ſondern auch von Z., dem Filiale der erſteren 
Ortſchaft, und als ſolcher auch Lokalaufſeher der Schule von 3. 
ſei, ſo gehöre er in dieſer Eigenſchaft auch der Schulſozietät 
von Z. an und würde nach den Ausführungen des Vorderrich— 
ters auch zu den Sozietätsbeiträgen der Schulſozietät Z. ver⸗ 
pflichtet ſein. 

Mit Unrecht ſuche ſodann der Vorderrichter die von der 
höchſten Schulbehörde in mehreren Reſkripten vertretene Auf⸗ 
faſſung, 

daß Schullehrer und Lokal-Schulaufſeher in ihrer amt⸗ 

lichen Stellung an der Schulanſtalt der Korporation der 

zur Schule gewieſenen Hausväter gegenüber ſtehen, da⸗ 

her nicht zu den Hausvätern gehören und als ſolche 

auch zu den Schulabgaben nicht beitragspflichtig ſeien, 
dadurch zu widerlegen, daß mit demſelben Rechte auch die 
Beamten der Kommune von den Kommunalabgaben freizuſpre⸗ 
chen ſeien, was jedoch nicht der Fall wäre. Denn nach der 
eigenen Anſicht des Vorderrichters ſeien die Schulbeamten nicht 
Kommunal, ſondern Sozietätsbeamten. 

Hätte der Lehrer die Pflichten eines Mitgliedes der Schul⸗ 
ſozietät, jo dürften ihm auch die Rechte eines ſolchen nicht vor: 
enthalten werden; dies ſei jedoch thatſächlich der Fall, da er 
von der Wahl in den Schulvorſtand ausgeſchloſſen ſei. Hier⸗ 


aus aber ergebe ſich wiederum, daß der Lehrer eine andere 
Stellung zur Schule einnehme, wie jedes andere Glied der 
Gemeinde. 

Nachdem die Kläger ſchließlich aus dem Anerkenntniſſe des 
Vorderrichters in Betreff der Billigkeit ihrers Anſpruches auch 
die rechtliche Begründung deſſelben nachzuweiſen geſucht, haben 
ſie den Antrag geſtellt, 

unter Aufhebung des Erkenntniſſes des Bezirksverwal⸗ 
tungsgerichts dahin zu erkennen, daß fie von Beiträ— 
gen zur Unterhaltung der Schule in St. freizulaſſen ſind. 

Von der Beklagten iſt den klägeriſchen Ausführungen wi: 
derſprochen und um Beſtätigung der Vorentſcheidung gebeten 
worden. 

Dieſem Antrage war ſtattzugeben. 

Daß in St. durch einen förmlichen, von der Auſſichtsbe⸗ 
hörde beſtätigten Gemeindebeſchluß die Unterhaltung der Schule 
als eine Laſt der bürgerlichen (politischen) Gemeinde übernom⸗ 
men worden, iſt von den Klägern nicht behauptet, auch ander— 
weit aus den Akten nicht zu entnehmen. Wäre dies der Fall, 
ſo würde allerdings den Klägern der Anſpruch auf Freilaſſung 
von Schulbeiträgen, gemäß $. 10 ff. des Geſetzes, betreffend 
die Heranziehung der Staatsdiener zu den Gemeindelaſten vom 
11. Juli 1822 (Geſetz-Samml. S. 184) zuſtehen. Da jedoch dieſe 
Vorausſetzung nach Inhalt der Akten nicht zutrifft, danach viel⸗ 
mehr als thatſächlich feſtſtehend anzunehmen iſt, daß die Schulla- 
ſten in St. von der Gutsherrſchaft und den Hausvätern der dorti⸗ 
gen Schulgemeinde nach Maßgabe der allgemeinen geſetzlichen Vor: 
ſchriften (58. 29 ff. Titel 12 Theil II. Allgemeinen Landrechts) 
aufgebracht werden, ſo hat der Anſpruch der Kläger als geſetzlich 
begründet nicht erachtet werden können. Denn die Beſtimmun⸗ 
gen des Geſetzes vom 11. Juli 1822 beziehen ſich nur auf Bei⸗ 
träge zu den Laſten der bürgerlichen (politiſchen) Gemeinde, 
nicht auch auf diejenigen der Schulgemeinde, wie dies in über⸗ 
einſtimmender konſtanter Praxis der oberſten Verwaltungsbehör⸗ 
den und des Ober-⸗Tribunals wiederholt anerkannt worden iſt. 

— Vergl. u. a. die Reſkripte der Königl. Miniſterien der 
geiſtlichen 2c, Angelegenheiten und des Innern vom 31. Au⸗ 
guſt und 17. September 1838 (von Kamptz Annalen Band 
22 Seite 661 und 685), den Plenarbeſchluß des Ober-Tribu⸗ 
nals vom 30. Juni 1853 (Entſcheidungen Band 25 Seite 
301) und das Erkenntniß des Ober-Tribunals vom 29. Sep: 
tember 1864 (Entſcheidungen Band 52 Seite 308). 

Aus den Beſtimmungen des Titel 12 Theil II. Allgemeinen 
Landrechts aber läßt ſich die gedachte Befreiung nicht herleiten. 

Nach 8.29 daſelbſt liegt die Unterhaltung der Lehrer den 
ſämmtlichen Hausvätern jedes Ortes, ohne Unterſchied, ob ſie 
Kinder haben oder nicht, und ohne Unterſchied des Glaubens⸗ 
bekenntniſſes ob. 

Als Hausväter im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift ſind mit 
Ausnahme des Gutsherrn des Schulortes, welchem der Schule 
gegenüber durch das Geſetz beſondere Verpflichtungen auferlegt 
ſind, alle Einwohner des Schulbezirkes anzuſehen, welche in dem⸗ 
ſelben ihren beſtändigen Wohnſitz und ein eigenes Einkommen 
haben. 

Erkenntniß des Ober-Tribunals vom 8. September 1851 
(Striethorſt's Archiv, Band 3 Seite 269), vom 13. April 1866 
(ebenda Band 62 S. 285) und vom 8. Oktober 1866 (ebenda 
Band 65 Seite 49). 

Danach gehören auch die Kläger zu den Hausvätern der 
Schulgemeinde St., da auf ſie in Beziehung zu dieſer Gemeinde 
die eben gedachten Vorausſetzungen zutreffen. 
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Hieraus ergiebt ſich zugleich die Unrichtigkeit der vom Klä— 
ger N. gezogenen Schlußfolgerung, daß, wenn er als Lokal 
Schulinſpektor von St. zu den dortigen Schullaſten beitrags⸗ 
pflichtig ſei, ihm die gleiche Beitragspflicht auch bezüglich der 
Schullaſten in Z. obliege, wo er gleichfalls als Lokal⸗Schulin⸗ 
ſpektor fungire; denn er hat an letzterem Orte keinen Wohnſitz. 

Kläger ſtellen zwar, geſtützt auf die Erlaſſe des Unterrichts⸗ 
Miniſteriums vom 18. April 1856, 21. September 1861, 18. 
Auguſt 1865, 9. Dezember 1867 (Miniſterialblatt für die innere 
Verwaltung pro 1865 Seite 279, ſowie pro 1868 Seite 62), 
und vom 13. Juli 1876, ihre Eigenſchaft als Hausväter der 
Schulgemeinde St. um deshalb in Abrede, weil fie vermöge ih⸗ 
rer amtlichen Stellung an der dortigen Schule als Lehrer be⸗ 
ziehungsweiſe als Lokal⸗Schulinſpektor der Korporation der zur 
Schule gewieſenen Hausväter gegenüber ſtänden, ſonach nicht 
als zur Schule gewieſene Hausväter betrachtet und in dieſer Ei⸗ 
genſchaft zu Schulbeiträgen nicht herangezogen werden könnten. 
Allein dieſer Begründung der Befreiung der Lokal⸗Schulinſpek⸗ 
toren und Lehrer von der Beitragspflicht zu den Schullaſten 
fehlt die geſetzliche Baſis. 

Könnte auch allenfalls in den Worten des §. 29 a. a. O.: 
„Die Unterhaltung der Lehrer liegt den ſämmtlichen 
Hausvätern jedes Ortes ob“ 

eine Gegenüberſtellung der Lehrer und der Hausväter erblickt 
und daraus auf die Abſicht des Geſetzgebers geſchloſſen werden, 
daß den Lehrern die Verpflichtung zu Schulbeiträgen nicht habe 
auferlegt werden ſollen, ſo hätte es doch, da es ſich hierbei um 
die Konſtituirung eines Privilegiums handelte, eines präziſen 
Ausdrucks dieſer geſetzgeberiſchen Abſicht bedurft, welcher weder in 
dem 8.29 a. a. O., noch weniger aber in dem 8. 34, welcher 
die Verpflichtung zur Unterhaltung der Schulgebäude regelt, 
gefunden werden kann. 

Ebenſowenig läßt ſich aus dem 8. 49 a. a. O. eine be⸗ 
ſondere exemte Stellung der Prediger gegenüber den übrigen 
Hausvätern der Schulgemeinde und daraus eine Befreiung der: 
ſelben von den Schullaſten herleiten. Wäre dies aber auch der 
Fall, ſo würde doch an dieſer Auffaſſung nach Erlaß des Ge— 
ſetzes vom 11. März 1872 (Geſetz-Samml. S. 183) nicht mehr 
feſtgehalten werden können, da nach den Vorſchriften des letzte⸗ 
ren die Lokal⸗Schulinſpektion den Geiſtlichen nicht mehr ipso 
jure, ſondern Kraft jeder Zeit widerruflichen Auftrages von 
Seiten des Staates zuſteht. 

Auch aus den Ausführungen des Reſkripts des Unterrichts- 
Miniſters vom 9. Dezember 1830 (von Kamptz Annalen XIV. 
Seite 769) läßt ſich keine dem klägeriſchen Anſpruche günſtige 
Beurtheilung entnehmen. 

In demſelben wird bemerkt, daß, wenn auch die auf einem 
beſonderen Sozietätsverhältniſſe und hierauf bezüglichen geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften beruhende Verpflichtung zu den Beiträgen 
für die gemeinen Elementarſchulen den eigentlichen Kommunal⸗ 
laſten nicht beigezählt, und ſomit aus der Exemtion von den 
letzteren eine gleichmäßige Befreiung auch von Schulunterhal⸗ 
tungsbeiträgen an und für ſich nicht gefolgert werden könne, 
man ſich dennoch bei dem der Zahl nach größten Theile der 
Elementarſchulen, nämlich bei denjenigen auf dem Lande, mit 
überwiegendem Grunde für die Nichtheranziehung aller Perſo— 
nen vom gemeinhin ſogenannten eximirten Stande entſcheiden 
müſſe, ſoweit ſie ſich nicht im Beſitze bäuerlicher Grundſtücke 
oder ſonſt zur Heranziehung geeigneter Nahrungen befinden. 
Denn der Begriff der im §. 29 II. 12 Allgemeinen Landrechts 
bezeichneten Hausväter des Ortes ſetze doch immer eine wirkliche 


nen entſprechend, nicht hinauszuſchieben. 


und dauernde Verbindung mit der Ortsgemeinde voraus, ent⸗ 
weder als wirkliches Mitglied derſelben, oder als Schutzverwand⸗ 
ter, die letztere Qualität aber ſetze wiederum in Bezug auf eine 
derartige Verbindung mit Landgemeinden nach den Beſtimmun⸗ 
gen 88. 111 ff. II. 7 Allgemeinen Landrechts ein offenbar ver: 
ſchiedenes perſönliches Verhältniß von demjenigen des Eximir⸗ 
tenſtandes, namentlich in der Regel gerade die Unterwerfung 
unter die Jurisdikton des Ortsgerichts voraus, könnte mithin 
bei Perſonen dieſer Klaſſe, im Falle ihres Aufenthaltes auf dem 
Lande ohne Erwerb ländlicher Beſitzungen oder Nahrungen nicht 
wohl als vorhanden angenommen werden. Allein dieſe Aus- 
führungen können, ſelbſt wenn ſie bei Erlaß des gedachten 
Reſkriptes nach Lage der damaligen Geſetzgebung begründet ge— 
weſen ſein mögen — was dahingeſtellt bleiben kann — jeden⸗ 
falls gegenwärtig nach erfolgter Aufhebung des eximirten Ge— 
richtsſtandes nicht mehr für zutreffend erachtet werden. Denn zu 
den nach Maßgabe des §. 44 Titel 7 Theil II. Allgemeinen 
Landrechts zu den Kommunalabgaben beitragspflichtigen unan⸗ 
geſeſſenen Dorfseinwohnern, welche das Reſkript als Schutzver— 
wandte bezeichnet, gehören gegenwärtig unzweifelhaft auch ſolche 
Perſonen, welche früher einen eximirten Gerichtsſtand gehabt 
haben. Die Elementarſchullehrer haben übrigens nach 8. 47 
Titel 2 Theil I. Allgem. Gerichtsordnung niemals die Rechte 
der Eximirten beſeſſen. 

Daß ferner die Befreiung der Geiſtlichen von Schullaſten 
ſich auch nicht aus dem 8. 96 Titel 11 Theil II. Allgemeinen 
Landrechts herleiten läßt, iſt gleichfalls bereits von dem Ober: 
Tribunale wiederholt ausgeſprochen worden (vergl. das oben 
zitirte Erkenntniß vom 8. Oktober 1866). 

Anlangend endlich die Ausſchließung des Lehrers von der 
Mitgliedſchaft des Schulvorſtandes, fo kann die Befreiung deſ—⸗ 
ſelben von Schulbeiträgen hieraus ebenſowenig gefolgert mer: 
den, wie die Freiheit der unangeſeſſenen Dorfseinwohner von 
Kommunalabgaben aus der Ausſchließung derſelben von der 
Stimmberechtigung in der Gemeindeverſammlung. 

Nach alle dem konnte der Anſpruch der Kläger nicht als 
begründet anerkannt werden und waren demgemäß die Vorent⸗ 
ſcheidungen zu beſtätigen. 

Die Regelung des Koſtenpunktes rechtfertigt ſich nach §. 72 
des Geſetzes vom 3. Juli 1875. 

Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Oberverwal— 
tungsgerichts und der verordneten Unterſchrift. 

(L. 8.) Perſius. 
O. V. G. Nr. 289. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Herſtellung größerer Schulkörper, wie die 
Schulinſpektion bei Vereinigung von Konfeſſionsſchulen betreffend. 
Vom 5. Mai 1873. 

Berlin, den 5. Mai 1873. 

Der Königlichen Regierung erwidere ich auf den Bericht 
vom 27. März er., die Schulverhältniſſe von N. betreffend, 
daß bei der nach den dieſſeitigen Akten über 80 betragenden 
Zahl der evangeliſchen Schulkinder ſchon jetzt gegenüber den 
allgemeinen Beſtimmungen vom 15. Oktober pr. eine Ueber⸗ 
füllung der evangeliſchen Schulklaſſe vorhanden iſt, und ich 
deshalb für wünſchenswerth erachten muß, die Vereinigung der 
beiden vorhandenen konfeſſionell von einander geſonderten Klaſ⸗ 
ſen zu einer zweiklaſſigen Schule, den urſprünglichen Intentio⸗ 
In dem Umſtande, 
daß der evangeliſche Lehrer die künftig erſte in der Regel mit 


der geringeren Hälfte der Kinder beſetzten Klaſſe würde zu lei⸗ 
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ten haben, während das bei ſeiner Wohnung im alten Schul⸗ 
hauſe befindliche Klaſſenzimmer das größere iſt und das ent— 
ſprechend kleinere ſich in dem neuerbauten Schulhauſe befindet, 
kann ich kein Hinderniß erblicken, da anſcheinend einer event. 
erforderlichen Vertauſchung der Klaſſenzimmer nichts entgegen: 
ſteht. Ebenſo wenig würde es bei der Vereinigung der beiden 
jetzt vorhandenen konfeſſionell geſonderten einklaſſigen Schulen 
zu einer zweiklaſſigen einer doppelten Schulinſpektion bedürfen. 
Die letztere hätte vielmehr in der Hand des bisherigen Inſpek⸗ 
tors der evangeliſchen Schule zu verbleiben, während dem be— 
treffenden katholiſchen Geiſtlichen die Leitung des von dem ka⸗ 
tholiſchen Lehrer den Kindern ſeiner Konfeſſion zu ertheilenden 
Religionsunterrichtes zu überlaſſen ſein würde. Die neue Ein: 
richtung würde übrigens, da für die 2. Klaſſe ein unverheira⸗ 
theter Lehrer in Ausſicht zu nehmen iſt, die Herſtellung gewiſ— 
fer. Wirthſchaftsräume, falls dieſelbe nicht bereits erfolgt fein 
ſollte, entbehrlich machen, und ſomit der Gemeinde Ausgaben, 
gegen welche die Petition des Schulvorſtandes vom 23. De: 
zember 1871 ebenfalls gerichtet iſt, erſparen, außerdem aber 
vor dem bei längerem Verbleiben des katholiſchen Lehrers in 
ſeiner jetzigen Stellung als alleinſtehender Lehrer unabweis⸗ 
lichen Anſpruche einer angemeſſenen Aufbeſſerung des Dienſt⸗ 
einkommens ſchützen. Sollten der erwähnten Behandlung der 
Sache die perſönlichen Verhältniſſe des jetzigen Lehrers an der 
katholiſchen Schule in irgend einer Hinſicht entgegenſtehen, ſo 
würde ſeine Verſetzung auf eine entſprechende andere Stelle 
herbeizuführen ſein. 

Die Königliche Regierung 
Maßgabe vorſtehender Geſichtspunkte in weitere Erwägung neh⸗ 
men und über Ihre Entſchließung anderweitig berichten. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


k. 
An Fa 


die Königliche Regierung zu N. 
U. 14.120 ir 


Miniſterial⸗Erlaß, die Zahl der Lehrerſtellen an Volksſchulen im 
Verhältniß zur Schülerzahl betreffend. Vom 5. Mai 1873. 
Berlin, den 5. Mai 1873. 

Die Annahme der Königlichen Regierung, daß bei einer 
Schülerzahl von 80 bis 120 eine Lehrerſtelle, bei einer ſolchen 
von 120 bis 200 zwei Lehrerſtellen, bei 200 bis 300 Schülern 
drei Lehrerſtellen zur Zeit noch als ausreichend angeſehen 
werden müſſen, entſpricht dem Sinne der Allgemeinen Verord⸗ 
nung, betreffend Einrichtung, Aufgabe und Ziel der preußiſchen 
Bolksſchule vom 15. Oktober v. J. 
Sätze bei Feſiſtellung des Bedürfniſſes neuer Schulſtellen im 


dortigen Bezirke mit Recht zur Grundlage genommen worden. 2c. 


Der Minifter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Pr An Falk. 
die Königliche Regi 
EHRE mae x. 
Miniſterial⸗Erlaß, 
betreffend. Vom 15. Jannar 1877. 
1 Berlin, den 15. Januar 1877. 
Auf den Bericht vom 22. Dezember v. J., den Bau des 
Küſterſchulhauſes in N. betreffend, wird das Nefolut vom 28. 
Oktober v. J. hierdurch aufgehoben, weil gemäß 88 78, 172 
des Geſetzes vom 26. Juli v. J. in dem Geltungsbereiche die⸗ 


ſes Geſetzes nur die Verwaltungsgerichte für den Erlaß des 
Baureſolutes zuſtändig ſind. 


wolle die Angelegenheit nach 


Es ſind demnach dieſe 


ö die Zuständigkeit für den Erlaß von Baure⸗ 
ſoluten im Geltungsbereiche des Geſetzes vom 26. Juli 1876 


Indem ich die Königliche Regierung unter Rückanſchluß 
der Original-Anlagen veranlaſſe, die Betheiligten hiervon in 
Kenntniß zu ſetzen, bemerke ich, daß aus §. 173 des Geſetzes 
die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden nicht begründet were 
den kann. Denn die Einleitung von Verhandlungen über die 
Ausführung eines Küſterſchulbaues macht die Streitſache als 
ſolche nicht anhängig. Dies tritt vielmehr erſt dann ein, wenn 
ſich bei der Verhandlung Streitpunkte ergeben, welche der re— 
ſolutoriſchen Entſcheidung bedürfen. Die Anhängigkeit fällt in 
dieſen Sachen zuſammen mit dem Zeitpunkte, in welchem das 
Reſolut zu erlaſſen iſt, und hieraus folgt, daß die Verwaltungs⸗ 
behörden ſeit dem 1. Oktober d. J. überhaupt keine Baureſolute 
mehr zu erlaſſen, ſondern über hervortretende Streitpunkte die 
Entſcheidung der Verwaltungsgerichte herbeizuführen haben. 
Die entgegengeſetzte Auffaſſung würde dahin führen, die An: 
wendung des Geſetzes vom 26. Juli v. J. noch auf Jahre hin⸗ 
auszuſchieben, ohne daß hierzu irgend welcher Anlaß vorliegt, 
da die einleitenden Verhandlungen auch in Zukunft den Ver⸗ 
waltungsbehörden verbleiben, und die Wirkſamkeit der Verwal⸗ 
tungsgerichte überhaupt nur dann eintritt, wenn ſich bei dieſen 
Verhandlungen Streitpunkte ergeben, welche reſolutoriſcher Ent⸗ 
ſcheidung bedürfen. 

Hiernach wolle die Königliche Regierung in Zukunft ver: 
fahren. 


Au 
die Königliche Regierung zu N. 


Abſchrift erhält die Königliche Regierung zur Kenntniß⸗ 
nahme und gleichmäßigen Befolgung. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
1 Im Auftrage: Förſter. 
u 
die Königlichen Regierungen zu Königsberg, 
Gumbinnen, Marienwerder, Dauzig, Pots⸗ 
dam, Stettin, Cöslin, Stralſund, Breslau, 
Liegnitz, Oppeln, Magdeburg, Merſeburg, 


Erfurt. 
G. III. 5005. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Maturitätsprüfung im Hebräiſchen in der 
Provinz Schleswig⸗Holſtein betreffend. Vom 19. Februar 1877. 
Berlin, den 19. Februar 1877. 

In Folge des vom Königlichen Provinzial-Schulkollegium 
in dem Berichte vom 4. Mai v. J. geſtellten Antrages, die in 
9. 42 des Prüfungs-Reglements vom 4. Juni 1834 hinſichtlich 
des Hebräiſchen gegebene Vorſchrift auf die dortige Provinz 
auszudehnen, habe ich mich veranlaßt geſehen, zunächſt das Kö⸗ 
nigliche Konſiſtorium dortiger Provinz zu gutachtlicher Neue 
rung über die Angelegenheit aufzufordern. Nachdem ſich daſ⸗ 
ſelbe im Weſentlichen dem Antrage zuſtimmend ausgeſprochen 
| hat, ordne ich hierdurch an, daß die Vorſchrift des §. 42 des 
gedachten Prüfungsreglements von Michaelis d. J. ab bei den 
Abiturientenprüfungen an den Gymnaſien dortiger Provinz zur 
Anwendung gebracht wird. Um jedoch ſolchen Schülern, welche 
bereits in die Prima aufgerückt ſind, an dem Unterrichte im 
Hebräiſchen aber bisher nicht Theil genommen haben, das Stu: 
dium der Theologie nicht in unbilliger Weiſe zu erſchweren, iſt 
es erforderlich, die Beſtimmung des F. 42, wornach Studirende 
der Theologie, welche erſt nachträglich durch eine Prüfung vor 
der Wiſſenſchaftlichen Prüfungskommiſſion die Reife im He⸗ 
bräiſchen erworben haben, von dieſem Zeitpunkte ab noch fünf 
Semeſter auf das Studium der Theologie verwenden müſſen, 
erſt allmählich in Kraft treten zu laſſen. Ich habe deshalb das 
Königliche Konſiſtorium gleichzeitig ermächtigt, Studirenden der 
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Anzeigen. 


Theologie, welche innerhalb der erſten zwei Jahre von dem In⸗ 
krafttreten dieſes Erlaſſes (alſo bis Michaelis 1879 incl.), ohne 
in der Abiturientenprüfung die Reife im Hebräiſchen nachge⸗ 
wieſen zu haben, die Univerſität beziehen, bei ihrer Meldung 
zum theologiſchen Amtsexamen an der Abſolvirung der in §. 42 
nach Ablegung der Prüfung im Hebräiſchen vorgeſchriebenen 
Studienzeit einen den beſonderen Verhältniſſen entſprechenden 
Nachlaß zu gewähren. 

Das Königliche Provinzial-Schulkollegium veranlaſſe ich, 
die getroffene Anordnung durch das Amtsblatt zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 


An 
das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium zu Kiel. 
U. II. 259 


Miniſterial⸗Erlaß, die Zulaſſung der Seminarlehrer zur Rekto⸗ 


ratsprüfung unter Dispenſation von der Mittelſchullehrer⸗Prü⸗ 


fung und die Beſchränkung der erſteren Prüfung auf ein be⸗ 
ſtimmtes Amt betreffend. Vom 21. Februar 1877. 
Berlin, den 21. Februar 1877. 

Dem Königl. Provinzial⸗Schulkollegium erwidere ich auf 
den den Seminarlehrer N. zu N. betreffenden Bericht vom 31. 
v. M., daß, wenn Seminarlehrer ausdrücklich beantragen, erſt 
die Mittelſchullehrer-Prüfung ablegen zu dürfen, um dann die 
Rektorats⸗Prüfung zu abſolviren, ihnen das nicht verwehrt wer⸗ 
den kann. 


Im Allgemeinen aber ſind die Seminarlehrer in Gemäß⸗ 


heit des §. 2 Nr. 2 der Prüfungsordnung III. vom 15. Okto⸗ 
ber 1872 zur Rektoratsprüfung unter Entbindung von der Mit⸗ 
telſchullehrer⸗-Prüfung zuzulaſſen. Dabei iſt ihre Erklärung da⸗ 
rüber einzuziehen, ob ſie in zwei fremden Sprachen diejenigen 
allgemeinen Kenntniſſe nachweiſen wollen, ohne welche ein Ver⸗ 
ſtändniß für die Methode des betreffenden Unterrichtes nicht 
möglich iſt und ohne welche ihnen die Leitung einer Schule, 
in der fremdſprachlicher Unterricht ertheilt wird, nicht anver⸗ 
traut werden kann. Verneinen ſie dieſe Frage, ſo iſt ihre 
Prüfung nur als Examen pro loco anzuſehen und dieſe Be⸗ 
ſchränkung im Prüfungszeugniſſe auszudrücken. 

Dem Königl. Provinzial⸗Schulkollegium überlaſſe ich, hier⸗ 
nach den vorliegenden Fall zu erledigen. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Greiff. 


An 
das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium zu N. 
U. III. 523. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Abhaltung des Kolloquiums mit einem 
zum Gymnaſial⸗Direktor auserſehenen Lehrer durch das Provin⸗ 
zial⸗Schulkollegium der betreffenden Provinz betreffend. 
Vom 27. Februar 1877. 

Berlin, den 27. Februar 1877. 

Auf den Bericht des Königlichen Provinzial⸗Schulkollegiums 
vom 10. d. M. erkläre ich mich damit einverſtanden, daß die 
Beſtätigung des zum Direktor des Gymnaſiums zu N. gewähl⸗ 
ten Rektors Dr. N. von dem Beſtehen eines Kolloquiums ab— 
hängig gemacht wird. Dagegen vermag ich dem weiteren An⸗ 
trage des Königlichen Provinzial⸗Schulkollegiums, dies Kollo⸗ 
quium bei dem hieſigen Provinzial⸗Schulkollegium abhalten zu 
laſſen, nicht beizutreten. Es muß im Allgemeinen als Regel 
gelten, daß das Kolloquium bei demjenigen Provinzial⸗Schul⸗ 


kollegium ſtattfindet, in deſſen Verwaltungsbezirk der Gewählte 
event. demnächſt eintreten wird, denn es liegt im Intereſſe 
dieſer Behörde, bei der Unterredung einen Eindruck von der 
ganzen Perſönlichkeit des Mannes und einen Einblick in ſeine 
Anſichten über pädagogiſche und didaktiſche Fragen zu gewin⸗ 
nen, auf Grund deren ſie ſich ein eigenes Urtheil über ſeine 
Befähigung zur Leitung einer höheren Lehranſtalt zu bilden 
vermag. Von dieſer Regel im vorliegenden Falle abzugehen, 
liegt ein ausreichender Grund nicht vor, da von dem ꝛc. N. 
bei der Leichtigkeit des Verkehrs die Reiſe nach N. zu dieſem 
Zwecke ohne Unbilligkeit gefordert werden darf. Ich beauftrage 
daher das Königliche Provinzial-Schulkollegium, das Kollo— 
quium mit dem Rektor N. abzuhalten. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 


An 
das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium zu N. 
U. II. 5502. 


Die „Deutſche Schulzeitung“, 

Central⸗Organ für ganz Deutſchland, herausgegeben von 
Fr. Eduard Keller, 
enthält in Nr. 22: Amtliches. Leitartikel: Rede bei der Einweihung der 
Königl. Blindenanſtalt zu Steglitz am 8. Mai 1877. Die Berathung des 
Etats des Miniſteriums der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten im preuß. Hauſe 
der Abgeordneten. Generalverſammlung des Vereins der Lehrer an höheren 
Unterrichtsanſtalten der Prov. Brandenburg zu Potsdam am 19. Mai 1877. 
Korrespondenzen: Berlin (Unterrichtsſtatiſtik. Perſonalien); Wreſchen 
(Schulinſpektion); Breslau (Ueber auſteckende Augenkrankheiten); Sangerhau⸗ 
ſen (Aufrücken in höhere Gehälter. Ein Sergeant als Lehrer); Aus Schles⸗ 
wig⸗Holſtein (Rektoratsprüfung. Berichtigung); Osnabrück (Unterricht in den 
Abendſchulen); Aus Weſtfalen (Kathol. Prov.⸗Verſamml.); Mittweida (Denk⸗ 
mal); Braunſchweig (Schuldirektor. Vakante Schulinſpektoreuſtelle); Gotha 
Here Berliner Nachrichten. Seminar in Marienburg. 
Vakante Lehrerſtellen. Anzeigen. — Die Beilage (Organ des Ber» 
eins deutſcher Lehrerinnen und Erzieherinnen) enthült: Bericht über die Ver⸗ 
ſammlung des Vereins deutſcher Lehrerinnen und Erzieherinnen am 1. Mai 
Forst im Rathhauſe. Ueber italieniſche Kunſtſchätze, Vortrag von Eliſabeth 
yörſter. — 


„Rheumatismus“, 


Gicht, Hüftweh, Rücken⸗ und Gliederſchmerz, Lähmung ze. heile ich auch 
brieflich durch mein ſtets bewährtes Heilverfahren, deſſen überraschende 
Wirkung Jedermann in Erſtaunen ſetzt. Ebenſo beſeitige Epilepſie, Krämpfe, 
Kopfkolik (Migräne), nervöſes Geſichts- und Zahnreißen, ſowie jeden ver⸗ 
alteten Kopfſchmerz. Leidende, die Alles vergeblich verſucht, mögen ver⸗ 
trauensvoll noch meine Kur gebrauchen; die Heilung erfolgt ſchnell und 
gründlich durch meine unfehlbaren Mittel. Briefe mit genauer Schilderung 


des Leidens zu richten an 
Dr. Rumler, 
Dresden, Bachſtraße. 


INTER er I 


illustrirto Ausgabe, 
kann allen Kranken mit Recht 
als ein vortreffliches populair-medis 
zinisches Werk empfohlen werden. — 
Vorräthig in allen Buchhandlungen, 
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Dieſer Nummer iſt eine Beilage der Herren 
Verlagsbuchhändler Velhagen & Klasing in Biele⸗ 
feld und Leipzig beigefügt, welche wir der Beachtung 
empfehlen. 


Beſtellungen 
auf die „Deutſche Schulzeitung“ wie auf die „Deutſche 
Schulgeſetz⸗Sammlung“ werden noch bei allen Buch⸗ 
handlungen und Poſtauſtalten angenommen und die erſchie⸗ 
nenen Nummern reſp. Quartale auf Verlangen nachgeliefert. 


Für die Redaktion verantwortlich: Fr. Eduard Keller. — Kommiſſious⸗Verlag von Robert Oppenheim in Berlin W., Karlsbad 6. 
Druck von F. Striewing in Landsberg a. W. 


